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Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche (UN-
Übereinkommen vom 10. 6. 1958), BGBL 1961 Nr. 200 

  

Art. I. (1) Dieses Übereinkommen ist auf die Anerkennung und Vollstreckung von Schiedssprüchen anzuwenden, 
die in Rechtsstreitigkeiten zwischen natürlichen oder juristischen Personen in dem Hoheitsgebiet eines anderen 
Staates als desjenigen ergangen sind, in dem die Anerkennung und Vollstreckung nachgesucht wird. Es ist auch 
auf solche Schiedssprüche anzuwenden, die in dem Staat, in dem ihre Anerkennung und Vollstreckung 
nachgesucht wird, nicht als inländische anzusehen sind. 

(2) Unter "Schiedssprüchen" sind nicht nur Schiedssprüche von Schiedsrichtern, die für eine bestimmte Sache 
bestellt worden sind, sondern auch solche eines ständigen Schiedsgerichtes, dem sich die Parteien unterworfen 
haben, zu verstehen. 

(3) Jeder Staat, der dieses Übereinkommen unterzeichnet oder ratifiziert, ihm beitritt oder dessen Ausdehnung 
gemäß Artikel X notifiziert, kann gleichzeitig auf der Grundlage der Gegenseitigkeit erklären, dass er das 
Übereinkommen nur auf die Anerkennung und Vollstreckung solcher Schiedssprüche anwenden werde, die in 
dem Hoheitsgebiet eines anderen Vertragsstaates ergangen sind. Er kann auch erklären, dass er das 
Übereinkommen nur auf Streitigkeiten aus solchen Rechtsverhältnissen, sei es vertraglicher oder 
nichtvertraglicher Art, anwenden werde, die nach seinem innerstaatlichen Recht als Handelssachen angesehen 
werden. 

Art. II. (1) Jeder Vertragsstaat erkennt eine schriftliche Vereinbarung an, durch die sich die Parteien 
verpflichten, alle oder einzelne Streitigkeiten, die zwischen ihnen aus einem bestimmten Rechtsverhältnis, sei 
es vertraglicher oder nichtvertraglicher Art, bereits entstanden sind oder etwa künftig entstehen, einem 
schiedsrichterlichen Verfahren zu unterwerfen, sofern der Gegenstand des Streites auf schiedsrichterlichem 
Wege geregelt werden kann. 

(2) Unter einer „schriftlichen Vereinbarung“ ist eine Schiedsklausel in einem Vertrag oder eine Schiedsabrede 
zu verstehen, sofern der Vertrag oder die Schiedsabrede von den Parteien unterzeichnet oder in Briefen oder 
Telegrammen enthalten ist, die sie gewechselt haben. 

(3) Wird ein Gericht eines Vertragsataates wegen eines Streitgegenstandes angerufen, hinsichtlich dessen die 
Parteien eine Vereinbarung im Sinne dieses Artikels getroffen haben, so hat das Gericht auf Antrag einer der 
Parteien sie auf das schiedsrichterliche Verfahren zu verweisen, sofern es nicht feststellt, dass die 
Vereinbarung hinfällig, unwirksam oder nicht erfüllbar ist. 

Art. III. Jeder Vertragsstaat erkennt Schiedssprüche als wirksam an und lässt sie nach den 
Verfahrensvorschriften des Hoheitsgebietes, in dem der Schiedsspruch geltend gemacht wird, zur Vollstreckung 
zu, sofern die in den folgenden Artikeln festgelegten Voraussetzungen gegeben sind. Die Anerkennung oder 
Vollstreckung von Schiedssprüchen, auf die dieses Übereinkommen anzuwenden ist, darf weder wesentlich 
strengeren Verfahrensvorschriften noch wesentlich höheren Kosten unterliegen als die Anerkennung oder 
Vollstreckung inländischer Schiedssprüche. 

Art. IV. (1) Zur Anerkennung und Vollstreckung, die im vorangehenden Artikel erwähnt wird, ist erforderlich, 
dass die Partei, welche die Anerkennung und Vollstreckung nachsucht, zugleich mit ihrem Antrag vorlegt: 

a) die gehörig beglaubigte (legalisierte) Urschrift des .Schiedsspruches oder eine Abschrift, deren 
Übereinstimmung mit einer solchen Urschrift ordnungsgemäß beglaubigt ist,  

b) die Urschrift der Vereinbarung im Sinne des Artikels II oder eine Abschrift, deren Übereinstimmung mit einer 
solchen Urschrift ordnungsgemäß beglaubigt ist. 

(2) Ist der Schiedsspruch oder die Vereinbarung nicht in einer amtlichen Sprache des Landes abgefasst, in dem 
der Schiedsspruch geltend gemacht wird, so hat die Partei, die seine Anerkennung und Vollstreckung 
nachsucht, eine Übersetzung der erwähnten Urkunde in dieser Sprache beizubringen. Die Übersetzung muss von 
einem amtlichen oder beeidigten oder von einem diplomatischen oder konsularischen Vertreter beglaubigt 
sein. 
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Art. V. (1) Die Anerkennung und Vollstreckung des Schiedsspruches darf 

auf Antrag der Partei, gegen die er geltend gemacht wird, nur versagt werden, wenn diese Partei der 
zuständigen Behörde des Landes, in dem die Anerkennung und Vollstreckung nachgesucht wird, den Beweis 
erbringt. 

a) dass die Parteien, die eine Vereinbarung im Sinne des Artikels II geschlossen haben, nach dem Recht, das für 
sie persönlich maßgebend ist, in irgendeiner Hinsicht hiezu nicht fähig waren oder dass die Vereinbarung nach 
dem Recht, dem die Parteien sie unterstellt haben, oder, falls die Parteien hierüber nichts bestimmt haben, 
nach dem Recht des Landes, in dem der Schiedsspruch ergangen ist, ungültig ist, oder 

b) dass die Partei, gegen die der Schiedsspruch geltend gemacht wird, von der Bestellung des Schiedsrichters 
oder von dem schiedsrichterlichen Verfahren nicht gehörig in Kenntnis gesetzt worden ist oder dass sie aus 
einem anderen Grund ihre Angriffs- oder Verteidigungsmittel nicht hat geltend machen können, oder 

c) dass der Schiedsspruch eine Streitigkeit betrifft, die in der Schiedsabrede nicht erwähnt ist, oder nicht unter 
die Bestimmungen der Schiedsklausel fällt oder dass er Entscheidungen enthält, welche die Grenzen der 
Schiedsabrede oder der Schiedsklausel überschreiten; kann jedoch der Teil des Schiedsspruches, der sich auf 
Streitpunkte bezieht, die dem schiedsrichterlichen Verfahren unterworfen waren, von dem Teil, der 
Streitpunkte betrifft, die ihm nicht unterworfen waren, getrennt werden, so kann der erstgenannte Teil des 
Schiedsspruches anerkannt und vollstreckt werden; oder 

d) dass die Bildung des Schiedsgerichtes oder das schiedsrichterliche Verfahren der Vereinbarung der Parteien 
oder, mangels einer solchen Vereinbarung, dem Recht des Landes, in dem das schiedsrichterliche Verfahren 
stattfand, nicht entsprochen hat, oder 

e) dass der Schiedsspruch für die Parteien noch nicht verbindlich geworden ist oder dass er von einer 
zuständigen Behörde des Landes, in dem oder nach dessen Recht er ergangen ist, aufgehoben oder in seinen 
Wirkungen einstweilen gehemmt worden ist. 

(2) Die Anerkennung und Vollstreckung eines Schiedsspruches darf auch versagt werden, wenn die zuständige 
Behörde des Landes, in dem die Anerkennung und Vollstreckung nachgesucht wird, feststellt, 

a) dass der Gegenstand des Streites nach dem Recht dieses Landes nicht auf schiedsrichterlichem Weg geregelt 
werden kann, oder 

b) dass die Anerkennung oder Vollstreckung des Schiedsspruches der öffentlichen Ordnung dieses Landes 
widersprechen würde. 

Art. VI. Ist bei der Behörde, die im Sinne des Artikels V Abs. 1 Buchstabe e zuständig ist, ein Antrag gestellt 
worden, den Schiedsspruch aufzuheben oder ihn in seinen Wirkungen einstweilen zu hemmen, so kann die 
Behörde, vor welcher der Schiedsspruch geltend gemacht wird, sofern sie es für angebracht hält, die 
Entscheidung über den Antrag, die Vollstreckung zuzulassen, aussetzen; sie kann aber auch auf Antrag der 
Partei, welche die Vollstreckung des Schiedsspruches begehrt, der anderen Partei auferlegen, angemessene 
Sicherheit zu leisten. 

Art. VII. (1) Die Bestimmungen dieses Übereinkommens lassen die Gültigkeit mehrseitiger oder zweiseitiger 
Verträge, welche die Vertragsstaaten über die Anerkennung und Vollstreckung von Schiedssprüchen geschlossen 
haben, unberührt und nehmen keiner beteiligten Partei das Recht, sich auf einen Schiedsspruch nach Maßgabe 
des innerstaatlichen Rechtes oder der Verträge des Landes, indem er geltend gemacht wird, zu berufen. 

(2) Das Genfer Protokoll über die Schiedsklauseln von 1923 und das Genfer Abkommen zur Vollstreckung 
ausländischer Schiedssprüche von 1927 treten zwischen den Vertragsstaaten. in dem Zeitpunkt und in dem 
Ausmaß außer Kraft, in dem dieses Übereinkommen für sie verbindlich wird. 

 Art. XIII.... 

(3) Dieses Übereinkommen bleibt auf Schiedssprüche anwendbar, hinsichtlich derer ein Verfahren zum Zwecke 
der Anerkennung oder Vollstreckung eingeleitet worden ist, bevor die Kündigung wirksam wird. 

Art. XIV. Ein Vertragsstaat darf sich gegenüber einem anderen Vertragsstaat nur insoweit auf dieses 
Übereinkommen berufen, als er selbst verpflichtet ist, es anzuwenden. 


